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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Leicht, Bremm, Dr. Wagner (Trier), 

Gerster (Mainz), Dr. Gölter, Dr. Klepsch, Dr. Mertes (Gerolstein), Pieroth, Susset, 
Frau Will-Feld, Dr. Freiherr von Weizsäcker, Dr. Blüm, Dr. Todenhöfer, Zeyer, 

Dr. Schulze-Vorberg, Dr. Kunz (Weiden) und Genossen 
- Drucksache 7/1796 - 

betr. Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für eine 

Verordnung des Rates zur Aufstellung allgemeiner Regeln für die Bezeichnung 
und Aufmachung der Weine und Moste (Bezeichnungsverordnung) 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat mit 
Schreiben vom 27. März 1974 - 014 - KA 7 - die Kleine Anfrage 
namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Hält die Bundesregierung es beim gegenwärtigen Stand und bei 
den gegenwärtigen Perspektiven der Wirtschaftsintegration in 
Europa für geboten, auf einem begrenzten Teilgebiet wie dem 
der Weingesetzgebung einen Vereinheitlichungsperfektionismus, 
wie er in dem Vorschlag für die Bezeichnungsverordnung zum 
Ausdruck kommt, fortzuselzen, was u. a. zur Folge hätte, daß 
das neue Deutsche Weingesetz, das im Zeitpunkt seines Inkraft- 
tretens den EWG-Bestimmungen angepaßt war, teilweise wieder 
außer Kraft gesetzt würde? 

Die Bundesregierung hält ungeachtet der gegenwärtigen Schwie- 
rigkeiten in den Europäischen Gemeinschaften an ihrer Auf- 
fassung fest, daß die europäische Integration weiter gefördert 
werden muß. Insbesondere gilt dies in Bereichen, in denen prak- 
tische Forschritte auch jetzt möglich sind. Sie weiß sich in dieser 
Zielsetzung einig mit allen im Deutschen Bundestag vertretenen 
Parteien. 

Die Grundsatzentscheidung, daß die Bezeichnung und die Auf- 
machung der Erzeugnisse der Weinmarktordnung gemeinschaft- 
lich geregelt werden sollen, hat der Rat bereits in Artikel 30 
Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 vom 28. April 1970 
zur Festlegung ergänzender Vorschriften für die gemeinsame 
Marktorganisation für Wein getroffen. Bei dem jetzt vorliegen- 
den Vorschlag für eine Verordnung zur Aufstellung allgemeiner 
Regeln für die Bezeichnung und Aufmachung der Weine und der 
Moste handelt es sich mithin lediglich um eine Durchführungs- 
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Verordnung zu dieser Grundverordnung. Da es - mit Ausnahme 
der Regelungen in Artikel 30 Abs. 2 und 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 und. in Artikel 12 Abs. 1 bis 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 817/70 - bisher keine gemeinschaftlichen Vorschrif- 
ten über die Bezeichnung und Aufmachung gibt, konnte auch 
das Weingesetz vom 14. Juli 1971 insoweit nicht an EWG-Recht 
angepaßt werden. Dies bringt die Begründung zum Regierungs- 
entwurf des Gesetzes mit der Erklärung zum Ausdruck, daß 
„In Sachbereichen, bei denen in absehbarer Zeit eine Regelung 
durch Gemeinschaftsrecht zu erwarten ist (z. B. bei der Bezeich- 
nung und Aufmachung der Erzeugnisse), anstelle der Regelung 
im Gesetz Ermächtigungen zu Rechts Verordnungen vorgesehen" 
seien (Drucksache VI/ 1963 S. 30). über die Auswirkungen künf- 
tig im Bereich der Weinmarktorganisation zu erwartenden Ge- 
meinschaftsrechts auf das deutsche Weingesetz hat während der 
Beratungen im Deutschen Bundestag kein Zweifel bestanden. 
Der federführende Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit hat darauf in seinem Schriftlichen Bericht (zu Drucksache 
VI/2169 S. 8) hierzu ausgeführt: „Der Ausschuß ist sich bei der 
Vorlage seiner Beschlüsse darüber im klaren, daß auch dies 
jetzt vorgelegte Weingesetz in einigen Bestimmungen aufgrund 
neuer EWG-rechtlicher Vorschriften in naher Zukunft dem 
EWG-Recht angepaßt werden muß." 


2. Hält die Bundesregierung eine Serie weiterer Änderungen des 
Weingesetzes bzw. den über Jahre verteilten Erlaß immer neuer 
Richtlinien und Verordnungen auf dem Gebiet der Weinwirt- 
schaft im Hinblick auf die erforderliche Rechtssicherheit und auf 
die Dispositionsfähigkeit der Unternehmen für vertretbar? 

Die Bundesregierung hat Verständnis für den Wunsch der 
Weinwirtschaft, im Vertrauen auf eine konsolidierte Rechtslage 
langfristig disponieren zu können. Sie wird sich daher - wie 
schon bisher - auch in Zukunft mit Nachdruck dafür einsetzen, 
daß die Rechtsetzungsvorhaben im Rahmen der Weinmarkt- 
organisation sobald wie möglich zum Abschluß gebracht und alle 
Vorschriften jeweils erst dann angewendet werden, wenn der 
gesamte Rechtsbereich abschließend geregelt ist. So ist die bei 
der Bezeichnungsverordnung erzielte Einigung, sie erst dann 
anzuwenden, wenn auch die wichtigsten Durchführungsbestim- 
mungen erlassen sind, auf das Bemühen der deutschen Delega- 
tion zurückzuführen. Nach Lage der Dinge wird die gemein- 
schaftliche Bezeichnungsregelung voraussichtlich nicht vor dem 
1. September 1975 angewendet werden. 


3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Bestimmun- 
gen des Vorschlags für eine Bezeichnungsverordnung, wenn sie 
in der vorgesehenen Form in Kraft gesetzt würden, die weitere 
gesunde Entwicklung und die Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen Weinwirtschaft gefährden würden? 


Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. 
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4. Wird die Bundesregierung sich bei den Beratungen in Brüssel 
daher dafür einsetzen, daß die Verschnittbestimmungen des 
Deutschen Weingesetzes beibehalten werden können? 

Die Bundesregierung hat sich von Anfang an für eine Regelung 
eingesetzt, die die Beibehaltung des nach dem Weingesetz zu- 
gelassenen bezeichnungsunschädlichen Verschnitts bei Her- 
kunft, Rebsorte und Jahrgang weiter gestattet. Dies ist ihr im 
Ergebnis dadurch gelungen, daß die Süßreserve nicht auf den 
bezeichnungsunschädlichen Verschnittanteil von 15 v. H. ange- 
rechnet wird. 


5. Wird die Bundesregierung darauf bestehen, daß der Verschnitt 
im zulässigen Verhältnis auch dann bezeichnungsunschädlich 
bleibt, wenn er entweder auf der Erzeuger- oder auf der Han- 
delsstufe mit fertigem Wein vorgenommen wird? 

Die Bundesregierung hat in langwierigen Verhandlungen gegen 
den Widerstand der Kommission und anderer Delegationen er- 
reichen können, daß der bezeichnungsunschädliche Verschnitt 
von Wein sowohl auf der Erzeuger- wie auch auf der Handels- 
stufe für eine übergangsfrist von fünf Jahren ab Anwendung 
der Verordnung zugelassen werden kann. Mithin wird der deut- 
schen Weinwirtschaft bis zum 1. September 1980 Zeit bleiben, 
sich auf diese neue Rechtslage einzustellen. Dies ist das nach 
der Verhandlungslage bestmögliche Ergebnis. Selbstverständ- 
lich wird die Bundesregierung die weitere Entwicklung auch in 
diesem Bereich sorgfältig beobachten. 


6. Wird die Bundesregierung darauf bestehen, daß der Zusatz von 
Süßreserven auf der Handelsstufe in gleicher Welse wie auf der 
Erzeugerstule bezeichnungsunschädlich ist? 


Diese Forderung auf Gleichstellung des Handels mit den Erzeu- 
gern hat die Bundesregierung im Rahmen des erzielten Gesamt- 
kompromisses durchsetzen können. 
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